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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 9  

vom 23. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 1: Vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g 

                       „                    „                „  Verkehrswesen: Sektionsrat Dr. F e i l e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 16.00 – 17.30 

 

Reinschrift (3 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Forderungen der Bundesangestellten. 

2. Bestellung des Sektionschefs Dr. Robert Davy zum Landesverwalter für das 

Burgenland. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Bemerkungen des Gesetzgebungsdienstes 

zur staatsrechtlichen Seite der Forderungen der Bundesangestellten (2 Seiten); Bericht der 

Bundesregierung an den Hauptausschuss des Nationalrates über die Beamtenforderungen (8 

Seiten); Telegramm des Bundesministeriums für Finanzen an alle Finanzlandesdirektionen 

vom 23. Februar 1921 (2 Seiten) 

 

1. 
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Forderungen der Bundesangestellten. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß im Laufe des heutigen Vormittags die Vertreter 

mehrerer Organisationen der Bundesangestellten unter Hinweis auf die in den Kreisen der 

Angestellten herrschende Notlage bei ihm und dem Bundesminister für Finanzen erschienen 

seien, um die sofortige Auszahlung der in Aussicht gestellten Anzahlung von 2900 Kronen zu 

erwirken. Redner habe ebenso wie der Bundesminister für Finanzen darauf hingewiesen, daß 

es der Regierung ohne Deckung durch eine Zustimmung des Hauptausschusses nicht möglich 

sei, aus Bundesmitteln Zahlungen zu leisten, die in den Besoldungsgesetzen nicht begründet 

erscheinen. Doch sei die Regierung bereit, auf die in Rede stehende Anzahlung einen 

Vorschuß von 1000 Kronen für jeden Angestellten sofort flüssig zu machen, da diese 

Teilzahlung sich noch unter den seinerzeitigen Beschluß des Hauptausschusses über die 

Angleichungszahlungen subsumieren lasse; der Rest von 1000 Kronen werde im Falle der 

Zustimmung des am nächsten Freitag zusammentretenden Hauptausschusses Samstag bereits 

ausbezahlt werden können. Hiemit hätten sich die Organisationen nicht zufrieden gegeben, sie 

beharrten vielmehr auf der sofortigen Auszahlung der gesamten Summe. 

Redner legt die Umstände dar, welche die Einberufung des Hauptausschusses für einen 

früheren Termin als Freitag untunlich erscheinen ließen. Den Organisationen sei dann auch 

ausdrücklich vor Augen geführt worden, daß es nicht in der Macht der Regierung gelegen sei, 

den Tag des Zusammentrittes des Hauptausschusses zu bestimmen. 

B.-M. Dr. G r i m m fügt bei, daß alsbald nach Einstellung der Verhandlungen die 

Nachricht von einem in der Postsparkasse ausgebrochenen Streik eingetroffen sei. Auch 

anderwärts nehme die Bewegung akutere Formen an: so hätten die Angestellten der 

Finanzlandesdirektion in Wien für den morgigen Tag den Streik angekündigt, desgleichen die 

Bediensteten der Staatsdruckerei. Redner führt weiter aus, daß von den Vertretern einiger 

Organisationen der Vorschlag gemacht worden sei, die Regierung möge den Betrag von 2900 

Kronen als Vorschuß auf die Märzgebühren gegen rechnungsmäßige Refundierung im 

kommenden Monate zur sofortigen Auszahlung bringen. Der sprechende Minister hielte 

jedoch diesen Vorgang aus mehrfachen Gründen nicht für empfehlenswert. 

Nach eingehender Debatte, an der sich noch der V i z e k a n z l e r sowie die B.-M. 

H e i n l und Dr. R e s c h beteiligten, lehnt der Ministerrat die Forderung der Organisationen 

nach sofortiger Flüssigmachung des Betrages von 2900 Kronen als Vorschuß auf die Bezüge 

des kommenden Monates ab und ermächtigt das Bundesministerium für Finanzen, den im 

aktiven Dienste stehenden oder in Verwendung genommenen Bundesangestellten mit 

Ausnahme der Bundesbahnangestellten, der pragmatischen und entpragmatisierten 
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Postangestellten, dann der Telegraphen-, Telephon- und Rohrpostangestellten, sofort einen 

Vorschuß von 1000 Kronen auf eine zu gewärtigende Bezugsregelung auszuzahlen. Weiters 

hat das Bundesministerium für Finanzen sofort alles vorzubereiten, damit den vorgenannten 

Angestellten mit Ausnahme der staatlichen Arbeiter und der in aktiver Verwendung stehenden 

Pensionisten ein weiterer Vorschuß, der für Wien 1900 Kronen beträgt und für die übrigen 

Dienstorte entsprechend abgestuft wird, noch am 26. d. M. ausbezahlt werden kann, wenn bis 

dahin die Ermächtigung des Hauptausschusses des Nationalrates zur Ausbezahlung dieses 

weiteren Vorschusses erteilt worden ist. 

Schließlich genehmigt der Ministerrat einen im Gegenstande an den Hauptausschuß des 

Nationalrates zu erstattenden Bericht, der auch die erforderlichen Bedeckungsvorschläge 

enthält, und stellt den Wortlaut eines Communiqués fest, das in den morgigen Tagesblättern 

zu verlautbaren sein wird. 

 

2. 

Bestellung des Sektionschefs Dr. Robert Davy zum Landesverwalter für das Burgenland. 

Über Antrag des B.-M. Dr. G l a n z beschließt der Ministerrat vorbehaltlich der 

Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrates, den Sektionschef im 

Bundesministerium für Inneres und Unterricht Dr. Robert D a v y im Sinne des § 4 des 

Gesetzes vom 25. Jänner 1921, B.G.Bl. Nr. 85, zum Landesverwalter für das Burgenland zu 

bestellen. 
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49 23/II. 4 h Nachmittag  
Mayr: Es war notwendig, weil die Beamten-
Organisationen sich nicht zufrieden geben, dass 
erst der Hauptausschuss am Freitag 
zusammentritt und dort die von der [...] 
zugestandenen Vorschüsse beschließen wollen. 
Einzelne Beamten-Gruppen haben bereits 
während der Verhandlungen wilde Streiks 
veranstaltet. Die Regierung kann den 
Hauptausschuss nicht zu einer Sitzung zwingen. 
Es sei bei den Verhandlungen die Erklärung 
abgegeben worden, dass der Hauptausschuss am 
Dienstag zusammentreten und die Beschlüsse 
der Regierung genehmigen werde. Der Termin 
hängt nicht von der Regierung ab. 
Bis Samstag Abend wurde verhandelt und im 
Fall eines Zustandekommens einer Vereinbarung 
in Aussicht genommen, den Hauptausschuss für 
Dienstag zusammen zu berufen. Ich habe auch 
mit Weiskirchner gesprochen und ihm gesagt, 
dass wir zu Beginn der Woche eine Sitzung 
brauchen werden. Weiskirchner hat gesagt, 
Dienstag wird nicht möglich sein, weil nur 
wenige Mitglieder da sind und man sie oft auch 
nicht mit Telegramm erreichen kann, und dem 
Hauptausschuss auch eine bestimmte Vorlage 
vorlegen muss.  
Nachdem noch keine Vereinbarung, geschweige 
denn eine Vorlage bereit war, ist mir 
Weiskirchner auf eine Einberufung nicht 
eingegangen. Samstag Abend war die 
Vereinbarung getroffen. Am Montag habe ich 
Weiskircher gesagt, bitte um Hauptausschuss für 
Dienstag. Er hat mir gesagt, Dienstag 
ausgeschlossen, weil die Leute nicht da sind, 
auch Mittwoch nicht. Dann hat er gesagt, 
Dienstag oder Freitag, denn er muss noch vorher 
mit den Parteien verhandeln. Wesentlich war es 
auch abhängig wegen des sozialdemokratischen 
Parteitages. Ich habe dann keinen weiteren 
Einfluss genommen und habe heute gesehen. 
 
 
 
 
 
Der Finanzminister hat den Vorschlag gemacht. 
Da die Regierung die Bewilligung nicht geben 
kann, ohne Zustimmung des Hauptausschusses, 

Mayr: Die Beamten geben sich nicht zufrieden 
damit, dass der Hauptausschuss erst am Freitag 
zusammentritt und beschließen soll. Einzelne 
Organisationen sind schon mit wilden Streiks 
zuvorgekommen. Eine Erklärung abgegeben, 
dass der Hauptausschuss am Dienstag die 
Vorschläge genehmigen werde. Der Termin ist 
nicht in der Macht der Regierung gelegen.  
 
 
 
 
 
 
Bis Samstag wurde verhandelt mit den 
Organisationen. Ein Beschluss auf Dienstag ist 
nicht gefasst worden. Der Hauptausschuss wurde 
in einem Gespräch mit Weiskirchner verlangt 
(schon Samstag), aber Weiskirchner sagt, dass es 
Dienstag nicht möglich sei, weil da die Leute 
nicht da sind und 2.) weil erst [sic!] dem 
Hauptausschuss erst eine bestimmte Vorlage 
vorhanden.  
 
 
 
Da eine Vorlage noch nicht bereit war, ist Dr. 
Weiskirchner auf eine Dienstag-Sitzung nicht 
eingegangen. Montag war ich wieder beim 
Präsidenten und bat um die höchste Einberufung 
für Dienstag. Weiskirchner: Das war ganz 
ausgeschlossen, auch Mittwoch gehe nicht. Es 
hätte mir gar nichts genützt, wenn ich noch so 
gedrängt hätte, Weiskirchner: Ich muss doch mit 
den Parteien mich einigen, denn es wird 
wesentlich abhängen von den Sozialdemokraten 
wegen des Parteitages. Freitag, ½ 4 ist der 
Hauptausschuss einberufen. Die Vorlagen sind 
noch nicht da. Ich habe versprechen müssen, 
dass ich noch heute die Vorlage hinbringe. Das 
Rechtsgutachten habe ich ihm schon privatim 
gegeben. (Frö). Ich habe wegen des letzten 
Passus veranlasst, dass zurückgezogen Mehrere 
Herren des Zentral-Ausschusses haben erklärt, 
dass mit dem Streik begonnen werde. 
Der Finanzminister und ich haben den Beamten 
einen Vorschlag gemacht: Die Regierung kann 
selbständig keine Bewilligung geben, aber wir 
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so sollen ihnen morgen 1000 Kronen ausbezahlt 
werden, die schon in den Bewilligungen des 
Jänner-Vorschusses drin sind und die außerdem 
1900 Kronen am Samstag, nachdem der 
Hauptausschuss zugesagt hat. Die meisten 
waren einverstanden und haben noch dann 
Verlangen vorgebracht und dann ist auf einmal 
gemeldet worden, dass in der Postsparkasse 
gestreikt werde. 
 
Grimm: Die zwei sind fortgegangen von der 
Postsparkasse und haben telefonisch verhandelt. 
Inzwischen bin ich von Finanzministerium 
angerufen worden und mir gemeldet worden, 
dass ein wilder Streik  in der Postsparkassa 
ausgebrochen ist. Dem Gouverneur habe ich 
gesagt, vielleicht kann man die Leute doch 
beruhigen mit den 1000 Kronen, die sofort 
flüssig gemacht werden können. Die 
Postsparkassa hat aber abgelehnt, sie will die 
2900 Kronen. Auch die Finanzlandesdirektion 
hat abgelehnt, ohne dass ein Streik 
ausgebrochen ist. Sie hat aber erklärt, dass 
morgen mit dem Streik eingesetzt werde. 
Analog bei der Staatsdruckerei. Überdies 
verlangen die Beamten, die aus dem 
Arbeiterstand hervorgegangen sind, die 
Betriebszulage und Vorschuss von 3000 Kronen 
dafür. Was das letzte betrifft, so muss man ihnen 
ein gewisses Zugeständnis machen. Darüber 
wird aber noch verhandelt werden. 
Es wurde von den Beamten auch der Vorschlag 
gemacht, dass man ihnen die 2900 Kronen als 
Gehaltsvorschluss per März zu geben und sie 
wären bereit, das am Samstag rechnungsmäßig 
zu refundieren. Ich habe gesagt, es schiene mir 
eine Umgehung der Verfassung und es schiene 
mir, mein Vorschlag richtiger. [21] // 
Nun haben mir aber zwei Herren gesagt, 
Weiskirchner bei denen sie vorgesprochen 
haben, haben gesagt, die Regierung könne ohne 
weiters den Vorschuss geben, und brauche auf 
den Hauptausschuss nicht warten. Das würde 
natürlich die Regierung sehr schwächen, wenn 
sie stark bleiben will.  
Breisky: Bitte, wenn den Staatsdruckerei 
Arbeiter ein Zugeständnis gemacht wird, das 
auch die Wiener Zeitung mit einbeziehen wird. 
Grimm: Auch die Salinenarbeiter haben 
gestreikt. Telegamm: Solen-Absperrung. 
Milliardenschaden. 2800 Kronen. Unmittelbare 

verpflichten uns, die Genehmigung zu erwirken. 
[23] // 
Weiter wollten wir entgegenkommen: 1000 
Kronen morgen uns zahlen (die schon das letzte 
Mal mitbebilligt worden sind), der Rest am 
Samstag. 
Aber die Vertreter der Organisationen sind 
weggelaufen, waren in wesentlichen 
einverstanden, aber es kam die Meldung vom 
Streik in der Postsparkasse.  
Grimm: Postsparkassen-Tore geschlossen und 
keine Parteien hineinlassen. 
Vielleicht lässt sich beruhigen, wenn man heute 
1000 auszahlt. Vor 3 Uhr könnten sie noch 
flüssig gemacht werden. Sie haben aber 
abgelehnt, sie wollen die 2900 haben. Auch die 
Finanzlandesdirektion lehnt diesen Ausweg ab. 
Heute hat sie noch nicht gestreikt, aber morgen. 
Staatsdruckerei analog.  
 
 
 
 
 
Die Beamten aus dem Arbeiterstand 
hervorgegangen. Erhöhung der Betriebszulage 
auf 3000 Kronen. 
Der Grund ist, weil die Arbeiter seit 1.1. um 
3000 Kronen mehr haben als diese Beamten. 
Man muss eine gewisse Ausgleichung 
zugestehen. Das gehört aber nicht hierher. 
Von den Beamten wurde uns Vorschlag gemacht, 
dass man den Vorschuss als Gehaltsvorschuss 
gegeben möchte. Sie wären entschlossen, es 
rechnungsmäßig zu refundieren.  
Ich sagte, dass mein Vorschlag korrekter wäre. 
Aber sie beharrten auf ihre Ansicht. 
Die Beamten: „Weiskirchner hat uns gesagt, die 
Regierung kann ohne weiters diese Vorschüsse 
geben“ und braucht auf den Hauptausschuss 
nicht warten“. // 
 
 
 
 
Breisky: Auch der Wiener Zeitung (und dem 
Militärgeografischen Institut) sollte man ein 
Aviso geben, weil auch dort. 
Grimm: Berichte über Salinenarbeiter-Streik, 
Vorschuss wird verlangt, 2800 Kronen (6000 
haben sie verlangt). Solen-Absperrung. 
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Gefahr beim Postsparkassen[...] wegen der 
Abfuhr der Vorauszahlung besteht nicht. Weil 
die Abfuhr steht erst in zehn Tagen erfolgen 
wird. Aber Mentalität der Vorauszahlung wird 
auf [...] beeinflusst. 
 
 
Mayr: Unter der Voraussetzung, dass 
Weiskirchner das wirklich gesagt hat, was haben 
seine Worte für Auswirkungen? 
Grimm: Es ist die Frage, ob eine generelle 
Gehaltsvorschuss-Zahlung verfassungswidrig ist 
und ob es der Ministerrat überhaupt ändern will. 
Es wäre ein praktischer Ausweg, aber es ist halt 
ein Umfall. 
Heinl: Wir müssen uns auch vorhalten, ob es 
eine Regierung ist für die günstige Gelegenheit 
für die Regierung, festzubleiben oder nicht. Ich 
glaube, es wäre ein günstiger Augenblick, 
festzubleiben. Denn in der Beziehung wird es 
niemand verstehen, dass es nicht gleichgültig 
ist, ob der Vorschuss heute oder am Samstag 
ausbezahlt wird. Die Regierung hat alles getan, 
um die Maßnahme verfassungsmäßig 
vorzubereiten. Ich würde es übernehmen, in der 
Postsparkasse energisch Ordnung zu machen. 
 
 
 
Resch: Ich stehe auch auf dem Standpunkt, dass 
wir stark bleiben müssen Wir haben vorgestern 
erklärt, die Regierung hat nicht das Recht über 
Milliarden zu verfügen. Ich glaube sogar, das 
der Hauptausschuss nicht das Recht hat, sondern 
nur der Nationalrat. Der Hauptausschuss kann 
das nur in der Partei vertreten. Wir stehen vor 
einer Beamtendiktatur. Am Freitag tritt der 
Hauptausschuss zusammen, wenn der 
Hauptausschuss erklärt, die Sache im 
Nationalrat zu vertreten, so können wir die 
Vorschüsse ausbezahlen. 
Grimm: Ich halte den Vorschlag mit den 1000 
Kronen für sehr zweckmäßig. 
 
 
 
 
 
Mayr: Weiskirchner hat heute absolut keine 
Depesche empfangen. Er hat nur im Club eine 
ähnliche Äußerung getan, und zwar zu mir. Ich 

Milliardenschaden 
Mayr: Inquisition(?) der Postjuristen. 
Beschwerde gegen Verkehrsministerium. 
Grimm: Am Unangenehmsten ist Frage der 
Vorauszahlung. Eine unmittelbare Gefahr auf die 
Abfuhr der Vorauszahlung der Vermögensabgabe 
besteht nicht, aber der Niederschlag auf die 
Mentalität der Bezieher bleibt bestehen. 
Mayr: Wenn Weiskirchner wirklich das gesagt 
hat, was soll da geschehen? 
Grimm: 
1.) Ob eine generelle Gehaltsvorschuss-Zahlung 
verfassungsrechtlich zulässig und 
2 .) Ob der Kabinettsrat es tun will. 
Es wäre ja ein Ausweg, aber es wäre ein Umfall. 
Heinl: Wir müssen uns doch auch vorhalten, ob 
die Gelegenheit günstig ist, festzubleiben. Es 
versteht in der Beziehung niemand. Ob die 2900 
Kronen heute oder Samstag ausbezahlt werden, 
ist herzlich wurscht. Wenn die Herren mir die 
Ermächtigung geben, so werde ich persönlich 
Ordnung machen. Auf die Gefahr an [...] zu 
verlieren. In der Direktion der Postsparkassa 
habe ich ein paar alte Herren sitzen. In 
keiner(?)/kleiner(?)/Knoll(?) Sache sind sie 
penibel, aber ich kann auch Pflichterfüllung 
verlangen. 
Grimm: Der Gouverneur gibt immer den Leuten 
Recht. [24] // 
Resch: Ich bin auch dafür, dass wir stark sein 
müssen. Wir haben gestern erklärt, dass wir nicht 
über Milliarden verfügen können. Wir dürfen nur 
Antrag stellen, nicht einmal der Hauptausschuss 
kann das beschließen, sondern nur der 
Nationalrat. Wir haben dann eine 
Beamtendiktatur. 
 
 
 
 
 
Grimm: Das Telegramm ist schon vorbereitet: 
„Die 1000 Kronen als Vorschluss auf eine zu 
gewärtigende Zulage“, wesentlicher Inhalt. 
Sektionsrat Feiler wird hereingebracht. Von 
Pesta. 
Breisky: War alles gegen die 1000 Kronen? 
Grimm: Nein, anfänglich waren alle dafür, aber 
dann ... 
Mayr: Weiskirchner sagt, er habe heute 
überhaupt keine Depesche empfangen. Er habe 
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glaube, es liegt kein offizielle Äußerung des 
Weiskirchner vor. 
Heinl: Aber auch eine inoffizielle Äußerung des 
Präsidenten des Nationalrates ist sehr 
präjudiziell. 
Mayr: Es ist eine furchtbare Schmach, wenn wir 
uns am Mittwoch schon zwingen lassen zu einer 
Auszahlung und nicht bis Samstag warten. Man 
soll die 1000 Kronen auszahlen und das übrige 
erst nach Entscheidung des Hauptausschusses. 
Alles vorbereiten, damit morgen // 
1.) Auszahlung morgen der ganzen Summe in 
[...]schäftigung der Genehmigung des 
Hauptausschusses als Gehaltsvorschluss. 
Abgelehnt. 
2)  
a) Anweisung morgen von 1000 Kronen die wir 
berechtigt sind anzuweisen. 
Angenommen. 
b) Die 1900 Kronen sofort anweisen nach 
Genehmigung des Hauptausschusses am 
Samstag 
Angenommen. 
3) Anweisung Communiqué 
Angenommen. 
Mayr: Weiskircher hat gesagt, dass am Samstag 
auch die Einsetzung der Verwaltungsstelle wird 
Davy genehmigt. 
Note Weiskircher wegen Burgenland /: Frank :/ 
Die Bestellung Davy. 
Wir nehmen ihn in Aussicht und ersuchen das 
Einvernehmen. 
Der Ministerrat hat beschlossen für die Stelle 
des Landesverwalters den Davy vorzuschlagen 
und ersucht um Zustimmung des 
Hauptausschusses. 
½ 6 Uhr 
[22]  
 

nur zu mir im Club eine derartigen Äußerung 
gemacht. Ich kann mich zwar nicht genau 
erinnern. Wenn wir wirklich den Beschluss 
fassen, so werden die Mehrheitsparteien das 
decken. 
Schönsteiner: „Die Regierung“ soll tun, was sie 
will, die Äußerung ist nicht offiziell.“ 
Es liegt keine offizielle Äußerung des 
Präsidenten vor. Er muss erst den Klubobmann 
fragen. 
Heinl: Wenn wir das machen, rennen uns die 
Sozialdemokraten glatt um. 
Grimm: Die Sozialdemokraten wollen im 
Hauptausschuss sagen, dass ein Gesetz 
notwendig ist. 
Breisky, Frö. // 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Davy genehmigt. 
Note des Präsidenten Weiskircher. 
Abgeordneter W. Frank. Kupka urgiert. 
Mayr: Die Bestellung heute noch fertig stellen 
und hinüberschicken. 
Der von der Bundesregierung in Aussicht 
genommen und ersuchen um Einvernehmen. Der 
Ministerrat hat beschlossen, den ... 
vorzuschlagen und berät sich hievon mit dem 
Ersuchen um Zustimmung, die Mitteilung zu 
machen. 
Grimm: Was ist mit der Finanzverwaltung? 
Glanz: Die Ressortvertreter haben doch 
teilgenommen. 
Mayr: „Wiener Mittag“ ... Bundesfassungs-
Gesetz über die Grenzfrage im Verhältnis zum 
Ausland. „Regelung kleinerer Grenzfragen“ im 
Verhältnis zum Ausland. 
Der Entwurf ist noch lange nicht so weit. Gesetz 
ist noch gar nicht eingebracht. 
Das müsste man irgendwie richtigstellen. Es 
wäre festzustellen, ob es der Nationalrat vorlegt. 
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Glanz: Ich habe nur etwas davon gehört. 
Zur Kenntnis genommen. [25] 

 
 




























